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Familienbüro. 14-17 Uhr Skat spielen für
Senioren, Alte Villa.
EUTB. 10-12 Uhr Sprechzeit, Alte Villa.
Gemeindebücherei. 15-19 Uhr OT Leu.
VHS Hirschberg. 10-12 Uhr geöffnet.
Olympia-Kino. 20.15 Uhr Kurzfilmtag.
Doppelkopfverein „Sprücheklopfer“. 18
Uhr Spieleabend, „Zur Bergstraße“.
MGV Sängerbund. 19 Uhr Singstunde, An-
bau der „Alten Turnhalle“.
SGL. 15 Uhr KiGa Mittlere. 17 Uhr KiGa-
Vorschule, alle Gymnastikhalle. Erwach-
sene: 18 Uhr Pilates, Gymnastikhalle.
TVG/Kurse. 18 Uhr GYM Workout, Alte
Turnhalle. 19.15 Uhr Tae-Kwon-Do, Gym-
nastikhalle, Stöhr-Schule.
Kapelle AM. 19.30 Uhr Probe, Pavillon.
KÖB. 16-18 Uhr geöffnet.
Kath. Pfarrgemeinde Leutershausen. 9.30
Uhr Rosenkranz für Frieden in der Welt.
Kath. Pfarrgemeinde Hoh./Gro./Lü. 18.30
Uhr Messfeier, Lützelsachsen.
Ev.KirchengemeindeLeutershausen.18.45
Uhr Erwachsene Jungbläser, ev. Kinder-
garten. 19.30 Uhr Jungbläser 1. 20 Uhr
Posaunenchor, beide Obsthof Volk.
Ev. Kirchengemeinde Großsachsen. 19.30
Uhr Posaunenchor, Gemeindehaus.

NOTDIENSTE

Apotheken. Katharinen-A., Heddesheim,
Oberdorfstr. 10, Tel. 06203 43644. anzi

Volkshoch- und Musikschule sind dem Rat lieb und teuer
Gemeinderat stimmte der Zuschussvereinbarung für 2024 zu – mit dem Wunsch, eine gerechte künftige Lösung für die Aufteilung zu finden

Hirschberg. (ans) Sowohl die Volkshoch-
schule als auch die Musikschule Badi-
sche Bergstraße liegen dem Hirschberger
Gemeinderat am Herzen, das wurde in den
Stellungnahmen der Fraktionen am
Dienstag deutlich. Einmütig stimmte das
Gremium daher auch der Zuschussver-
einbarung für das Jahr 2024 zu, für die
die Gemeinde wohl mehr Geld in die Hand
nehmen muss als im aktuellen Jahr.

Der höhere Zuschussbedarf erkläre
sich vor allem mit höheren Ausgaben für
Digitalisierung und Personal, fasste es
Bürgermeister Ralf Gänshirt zusammen.
Hirschberg, eine von insgesamt vier Mit-
gliedsgemeinden, soll nun für die VHS
61 000 Euro (2023: 55 000 Euro) an Vor-
auszahlungen leisten. Bei der Musikschu-
le sind es 30 000 Euro (2023: 23 000 Euro).

Die Vereinbarung, der alle Mitgliedsge-
meinden zustimmen müssen, soll aber für
die Zukunft überarbeitet werden. Denn
der Verteilerschlüssel orientiert sich zu
drei Vierteln an der Anzahl der angebo-
tenen Unterrichtseinheiten und zu einem
Viertel an der Einwohnerzahl.

Damit falle der Zuschuss überpropor-
tional hoch zulasten der Gemeinde aus,
erläuterte Gänshirt. Das liegt an der seit
2022 gestiegenen Zahl der Unterrichts-
einheiten: Hirschberg stellt kostenlos
dringend erforderliche Räume für Inte-
grationskurse zur Verfügung, wodurch
sich das Mehr an Einheiten erklärt. Wein-
heim geht es dabei ähnlich. Ein neuer Ver-
teilschlüssel soll daher her, was in der
Runde der Bürgermeister laut Gänshirt
„auf fruchtbaren Boden“ fiel. Ein flam-

mendes Plädoyer für die Volkshoch- und
die Musikschule hielt daraufhin Karl-
heinz Treiber (GLH). Weil es nur ums Geld
gehe, gerate ganz in Vergessenheit, was
man eigentlich an den beiden Einrich-
tungen habe. „Kultur gibt es nicht um-
sonst“, betonte Treiber. Und: Bildung und
Kultur seien die Grundlage für eine de-
mokratische Gesellschaft.

AuchausSichtderCDUseienVHSund
Musikschule „unverzichtbare Pfeiler“,
betonte Matthias Dallinger. Er erinnerte
daran, dass man schon seit Jahren auf
Unterstützung des Landes in diesem Be-
reich hoffe. Dallinger gab noch einen
„Auftrag von der CDU“ mit: Man er-
warte, dass man dem Rechnung trage, wie
Hirschberg nun in Vorleistung tritt. Auch
die Freien Wähler wüssten um die Be-

deutung der beiden Einrichtungen, be-
tonte Christoph Kiefer. Und schloss sich
Dallinger an: Eine Bezuschussung wie in
Hessen durch das Land sei wünschens-
wert. VHS und Musikschule seien „ein
wichtiger Bestandteil im Bildungssek-
tor“, schloss sich Thomas Scholz (SPD)
seinen Vorrednern an. Einzig hinsicht-
lich der Aufteilung gebe es noch Ge-
sprächsbedarf, aber Scholz zeigte sich
optimistisch, „dass ein guter Weg ge-
funden wird“.

Generell fand auch Oliver Reisig
(FDP), dass die Zuschüsse „gut inves-
tiertes Geld“ seien. Da sich bei der VHS
das Defizit in den letzten Jahren aber fast
verdoppelt habe, fand er, man müsse ge-
nauer hinschauen, welche Kurse sich
wirklich lohnen.

Landtagsabgeordnete gab Tipps für soziale Themen
Fadime Tuncer war zu Gast bei der GLH und informierte auch über ein Demenz-Förderprogramm – Umgang mit der AfD angesprochen

Hirschberg. (ze) Die Kommunalwahl 2024
in Baden-Württemberg in knapp einem
halben Jahr beschäftigt die Parteien und
Wählervereinigungen zusehends. „Bei
unserer Klausurtagung vor einigen Wo-
chen haben wir die Themen für den Kom-
munalwahlkampf festgelegt“, berichtete
die stellvertretende Vorsitzende der Grü-
nen Liste Hirschberg (GLH), Claudia Hel-
mes, in der ehemaligen Schillerschule den
knapp 20 zur Mitgliederversammlung er-
schienenen GLH-Mitgliedern. Die The-
men „Wohnen, Verkehr, Klima und Um-
welt sowie Soziales“ will man in den Mit-
telpunkt des Wahlkampfs stellen.

Um noch zusätzliche Anregungen zum
Thema„Soziales“zubekommen,hatteman
die Grünen-Landtagsabgeordnete des
Wahlkreises Weinheim, Fadime Tuncer, zu
dieser Versammlung am Montag eingela-
den. Als Mitglied des Sozialausschusses des
Landtags kümmert sie sich um Fragen der
Integrationspolitik und im Ständigen Aus-
schuss zudem um Verfassungs- und
Rechtsfragen.

Bevor Tuncer auf das Thema „Sozia-
les“ näher einging, blickte sie auf die AfD
und deren Wählerpotenzial. „Die AfD
macht auf Bundesebene einen Radikali-

sierungsprozess durch“, sagte die Land-
tagsabgeordnete. Nun versuche die AfD,
auch in den Kommunen Fuß zu fassen. Wie
soll man als GLH aber mit dieser Situa-
tion umgehen? Man müsse den potenziel-
len AfD-Wählern verdeutlichen, dass man
nach zehn Jahren AfD diese Partei nicht
mehr aus Protest wähle, sondern damit eine
bestimmte Haltung vertrete, so Tuncer.
Dabei erinnerte sie daran, dass die AfD in
fünf Bundesländern, darunter Baden-
Württemberg, als rechtsextremistischer
Verdachtsfall eingestuft werde und zu-
sätzlich in drei Bundesländern sogar als
rechtsextremistisch gelte. „Seit dem 7. Ok-
tober hat auch der Antisemitismus zuge-

nommen“, thematisierte
Tuncer eine aktuelle Ent-
wicklung. So hätten Juden
bereits Angst, ihre Symbo-
le zu zeigen oder ihre Kin-
der auf Freizeiten zu schi-
cken.Alldieszeige,dassder
Antisemitismus in
Deutschland nach dem
Zweiten Weltkrieg nicht
aufgehört habe. Allerdings
werdeinderDebatteumdie
Vorgänge im Gazastreifen

vieles vermischt. So darf man laut Tuncer
durchaus Sympathien für die Palästinen-
ser haben, wobei aber klar sein müsse, dass
es sich bei der Hamas um eine Terror-
organisation handele, die nicht legitimiert
werdendürfe.Genausodürfemanauchden
Staat Israel kritisieren, etwa zu seiner Vor-
gehensweise im Gazastreifen.

Angesichts dieser Krise im Nahen Os-
ten und der Vielzahl an Krisen in den letz-
ten Jahren, habe die Landesregierung die
Enquete-Kommission „krisenfeste Gesell-
schaft“ eingesetzt, die Handlungsempfeh-
lungen erarbeiten soll, um das baden-
württembergische Gemeinwesen für die
Zukunft resilienter und krisenfester auf-

zustellen. Diese Handlungsempfehlungen
sollen im Frühjahr veröffentlicht werden.

Zum Thema „Demenz“ konnte Tuncer
den GLH-Mitgliedern einige Tipps geben,
wie eine passende Infrastruktur für an De-
menz erkrankte Menschen im Ort geschaf-
fen werden kann. So fördere das Land et-
wa das Projekt „Demenz und Kommune“,
das viel Informationsmaterial zu diesem
Thema bereitgestellt habe. Außerdem ge-
be es das Programm „Quartier 2030“, mit
dem das Zusammenleben der Generatio-
nen und das Leben im Alter neu organi-
siert werden soll.

Ein anderes Problem zeige sich bei der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Denn
die fängt bei der Kinderbetreuung an, und
hier gebe es derzeit einen Personalmangel.
Deshalb habe das Land den Bildungsgang
„Direkteinstieg Kita“ initiiert, bei dem et-
wa an der Helen-Keller-Schule in Wein-
heim 2022 insgesamt 26 Schüler und in die-
sem Jahr 30 Schüler diesen zweijährigen
Bildungsgangbegonnenhätten.Tuncerwar
aber auch klar, dass dies erst ein Anfang
sein könne, um den Personalmangel in den
Kindertagesstätten zu beheben. Noch an
viel mehr beruflichen Schulen müsste die-
ser Bildungsgang eingerichtet werden.

Landtagsabgeordnete Fadime Tuncer (2.v.li.) berichtete am
Montag unter anderem vom „Quartier 2030“. Foto: Kreutzer

Gremium setzte
„starkes Signal“

Christoph Kiefer hielt
Jahresabschlussrede

Hirschberg. (ans) Christoph Kiefer (FW)
feierte mit seiner Jahresabschlussrede am
Dienstag im Gemeinderat erfolgreich Pre-
miere. Er spann den Bogen von den Kri-
sen, die die Welt dieses Jahr ereilt hatten,
bis zum Ortsgeschehen – und dichtete da-
bei sogar selbst ein bekanntes Gedicht um:
„Advent, Advent, die Erde brennt...“ Ihm
fiel aber auch einiges Positives ein, so zum
Beispiel, dass man in Hirschberg im Jahr
vier unter Bürgermeister Ralf Gänshirt
keine Regierungskrise habe.

ErerinnerteandenBürgerentscheidzur
Ortrandentlastungsstraße: „Damit wurde
die Entscheidung des Gemeinderats durch
die Hirschberger Bevölkerung mehr als be-
stätigt.“ Dies sei bei vorherigen Bürger-
entscheidungen, wenn auch mit knappe-
ren Ergebnissen, übrigens ebenso der Fall
gewesen. Klar sei aber auch, dass das The-
ma Verkehrsentlastung damit nicht ad ac-
ta gelegt werden dürfe. „Wir sollten wei-
ter nach Verbesserungen und passenden
Lösungen suchen“, fand Kiefer.

Mit der Zustimmung aller Gemeinde-
räte – „und das war meines Erachtens ein
wichtiges und starkes Signal des Gre-
miums“ – sei das finanziell größte Bau-
projekt der Gemeinde, der Anbau einer
Trainingshalle und Grundsanierung der
Sachsenhalle inklusive Energiekonzept für
Grundschule und Halle, auf den Weg ge-
bracht worden. „Damit erfüllt die Ge-
meindeweiterihreAufgabehinsichtlichder
Energiewende und schafft zusätzlich lang-
fristig hervorragende Voraussetzungen für
den Breiten- und Leistungssport“, betonte
der Gemeinderat der Freien Wähler. Eine
wesentliche Grundlage dafür, dass sich die
Gemeinde dieses ambitionierte Projekt
leisten könne, seien die sehr guten Ein-
nahmen aus der Gewerbesteuer in den ver-
gangenen und insbesondere dem bisheri-
gen Rekordjahr 2022 gewesen. Kiefer er-
innerte auch an die enormen Investitionen
in bestehende Gebäude und Infrastruktur
in diesem Jahr sowie die Einweihung des
Pumptracks. Aus seiner Sicht „ein Para-
debeispiel bürgerlichen Engagements“,
noch dazu ausgeübt von Kindern bezie-
hungsweise Jugendlichen.

Auch das Neubaugebiet als Zukunfts-
thema ließ Kiefer nicht aus: Laut einer Stu-
die des Eduard-Pestel-Instituts für Sys-
temforschung fehlen in Deutschland mehr
als 700 000 Wohnungen – besonders im
preisgünstigen Bereich. Eine Potenzial-
analyse für Hirschberg sehe einen Bedarf
von zusätzlich 370 Wohnungen bis 2040.
„Den zusätzlichen Wohnraum allein durch
Innenverdichtung zu schaffen, ist illuso-
risch“, betonte Kiefer.

Im Vorfeld der Kommunalwahl am
9. Juni 2024 schlug er wie schon Christian
Würz (CDU) der Bürgerinitiative Hirsch-
berg vor, sich doch angesichts der „nicht
enden wollenden Ratschläge“ in den Ge-
meinderat wählen zu lassen. „Das würde
dem Austausch in einer durch demokra-
tische Prozesse zusammengesetzten Bür-
gervertretung einer Gemeinde mit rund
10 000 Einwohnern, in dem sich der Pro-
porz der Wählerschaft widerspiegelt, si-
cherlich guttun“, meinte Kiefer.

„So kann es nicht weitergehen“
Bürgermeister Ralf Gänshirt informierte über die Unterbringung von Flüchtlingen und appellierte an die politischen Mandatsträger

Von Annette Steininger

Hirschberg. Ernste Töne schlug Bürger-
meister Ralf Gänshirt in der letzten Ge-
meinderatssitzung des Jahres am Diens-
tag an. So herrsche zwar aktuell in Hirsch-
berg bezüglich der Flüchtlingsunterbrin-
gung Ruhe, aber es sei eine „trügerische
Ruhe“. Denn die Geflüchteten, die bald in
der Kommune um Wohnraum bitten, sei-
en schon in Deutschland, befänden sich
schon „im System“. „Sie stehen irgend-
wann vor unserer Tür.“

Und für 2024 steht bereits fest: „Das
bringt uns an unsere Grenzen.“ 2025 wer-
de sich die Situation noch weiter ver-
schärfen. Wie bereits berichtet, stehen ak-
tuell in Hirschberg 139 Plätze zur Verfü-
gung. Davon sind 110 belegt und noch 20
belegbar. Für 2023 muss die Gemeinde

noch acht weitere Geflüchtete aufneh-
men. Insgesamt 34 Personen wurden die-
ses Jahr untergebracht. Im kommenden
Jahr muss Hirschberg weitere 62 Men-
schen aufnehmen.

„Wir setzen weiter auf dezentrale
Unterbringung, auch damit die Integra-
tion besser gelingt“, betonte der Bürger-
meister. In diesem Zusammenhang dank-
te er den Ehrenamtlichen vom Runden
Tisch Asyl, von denen einige als Zuhörer
bei der Gemeinderatssitzung weilten, für
ihr Engagement. Gänshirt sagte auch den
Eigentümern ein Dankeschön, die ihren
Wohnraum für Geflüchtete zur Verfü-
gung gestellt hatten. Er kündigte an, dass
die Gemeinde auch in den kommenden
zwei Jahren gerne Wohnraum anmieten
werde, und appellierte damit zugleich an
die Bürgerinnen und Bürger: „Nur so kön-

nen wir die Einrichtung von Gemein-
schaftsunterkünften und die Belegung von
öffentlichen Gebäuden vermeiden.“ Zur
Erinnerung: Die Alte Turnhalle in Groß-
sachsen ist als Notunterkunft vorgese-
hen; dort könnten relativ kurzfristig 50
Plätze geschaffen werden.

Der Hirschberger Bürgermeister ap-
pellierte an die Gemeinderäte, die Si-
tuation in den Kommunen auch gegen-
über politischen Mandatsträgern auf an-
derer Ebene zu schildern. Und er wünsch-
te sich eine gleichmäßige Verteilung der
Geflüchteten in Europa und auch der So-
zialleistungen.

Erste Schritte seien im Bund-Länder-
Gipfel für ein schnelleres und unbüro-
kratischeres Vorgehen erfolgt, aber Gäns-
hirt sah noch Verbesserungspotenzial.
„Wir sind Weltmeister der Bürokratie“,

fand er. Das habe auch der Ministerprä-
sident erkannt, aber noch gebe es keine
„durchschlagenden Ergebnisse“, kriti-
sierte der Bürgermeister.

„So kann es jedenfalls nicht weiter-
gehen“, stellte Ralf Gänshirt klar. Zumal
er auch weitere Krisen mit Flüchtlings-
strömen erwartete. Schon in der Sitzungs-
vorlage hatte die Verwaltung deutlich ge-
macht: „Bei der Unterbringung, Versor-
gung und Integration vor Ort ist die Be-
lastungs- und Kapazitätsgrenze erreicht.
Im Austausch mit dem Landkreis, den
Wahlkreisabgeordneten und den Medien
sollte immer wieder auf die angespannte
Situation und die daraus resultierenden
Handlungsnotwendigkeiten hingewiesen
werden.“ Was Gänshirt mit seiner An-
sprache tat, der Gemeinderat hatte dem
nichts mehr hinzuzufügen.

Sind Vorgaben
zu eng gefasst?

Hirschberg. (ans) Die CDU-Fraktion
sieht den Zeitpunkt gekommen, ein
Ortsrecht in seiner Wirkung zu prüfen.
Dementsprechend stellte sie in der Ge-
meinderatssitzung am Dienstag einen
Antrag zur seit 2019 gültigen Erhal-
tungs- und Gestaltungssatzung. Ziel-
setzung sei es gewesen, Hirschbergs
Ortskerne ohne Identitätsverlust zu
stärken und weiterzuentwickeln, erin-
nerte Matthias Dallinger. Die CDU wol-
le nicht das wertvolle Engagement der
Stadtbaukommission in Frage stellen.
Vielmehr gehe es ihr darum, als Er-
gänzung zu Neubaugebieten, vorhan-
dene Potenziale im Rahmen der In-
nenverdichtung auszuschöpfen. Die
CDU will wissen, ob die Vorgaben der
Satzungen gegebenenfalls zu eng
und/oder zu unpräzise gefasst sind. Sie
möchte Aussagen zur Praxistauglich-
keit und darüber, ob Vorhaben viel-
leicht bereits nachErstgesprächen auf-
gegeben worden seien. Bürgermeister
Ralf Gänshirt bat um Verständnis, dass
die Fragen aufgrund einer gewissen
Vorbereitungszeit wohl nicht gleich in
der übernächsten Sitzung beantwortet
werden könnten. Foto: Dorn
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